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Synopse 
 
 
 

Änderung der Satzung 
10.5 Durchführung von Bürgerentscheiden 

 
 
 

§ Alte Fassung Neue Fassung 
 

4 (1) Abstimmungsberechtigt ist, wer 
am Tag des Bürgerentscheids 
Deutscher im Sinne von Artikel 
116 Abs. 1 des Grundgesetzes ist 
oder die Staatsangehörigkeit ei-
nes Mitgliedsstaates der Europäi-
schen Gemeinschaft besitzt, das 
16. Lebensjahr vollendet hat und 
mindestens seit 3 Monaten im 
Gemeindegebiet seine Wohnung, 
bei mehreren Wohnungen seine 
Hauptwohnung hat. 

Abstimmungsberechtigt ist, wer am 
Tag des Bürgerentscheids Deutscher 
im Sinne von Artikel 116 Abs. 1 des 
Grundgesetzes ist oder die Staats-
angehörigkeit eines Mitgliedsstaates 
der Europäischen Gemeinschaft be-
sitzt, das 16. Lebensjahr vollendet 
hat und mindestens seit dem 16. 
Tag vor der Abstimmung im Ge-
meindegebiet seine Wohnung, bei 
mehreren Wohnungen seine Haupt-
wohnung hat oder sich sonst ge-
wöhnlich aufhält und keine Woh-
nung außerhalb des Abstim-
mungsgebietes hat. 
 

5 (2) Im Übrigen gilt § 19 Abs. 3 
KWahlO entsprechend. 

Im Übrigen gilt § 19 Abs. 4 KWahlO 
entsprechend. 
 

6 (1)  Von Amtswegen in das Abstim-
mungsverzeichnis einzutragen sind 
auch die nach dem Stichtag bis zum 
16. Tag vor dem Bürgerentscheid 
zugezogenen und bei der Meldebe-
hörde gemeldeten Wahlberechtigten. 
 

6 (4) Das Abstimmungsverzeichnis ist 
an den Werktagen vom 20. bis 
zum 16. Tage vor dem Bürger-
entscheid zur allgemeinen Ein-
sicht öffentlich auszulegen. 

Jeder Wahlberechtigte hat das 
Recht, an den Werkstagen vom 20. 
bis zum 16. Tag vor dem Bürgerent-
scheid während der allgemeinen 
Öffnungszeiten der Gemeindebehör-
de die Richtigkeit oder Vollständig-
keit der zu seiner Person im Ab-
stimmungsverzeichnis eingetragenen 
Daten zu prüfen. 
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§ Alte Fassung Neue Fassung 

 
7 (1) Spätestens am Tage vor der 

Auslegung des Abstimmungs-
verzeichnisses benachrichtigt der 
Bürgermeister jeden Abstim-
mungsberechtigten, der in das 
Abstimmungsverzeichnis einge-
tragen ist. 

Spätestens am Tage vor Beginn 
der Einsichtsfrist in das Abstim-
mungsverzeichnis benachrichtigt 
der Bürgermeister jeden Abstim-
mungsberechtigten, der in das Ab-
stimmungsverzeichnis eingetragen 
ist. 
 

7 (3) Spätestens am Tage vor der 
Auslegung des Abstimmungs-
verzeichnisses macht der Bür-
germeister öffentlich bekannt, 
 
1. den Tag des Bürgerentscheids 

und den Text der zur Entschei-
dung stehenden Frage, 

 
2. wo, wie lange und zu welchen 

Tagesstunden das Abstim-
mungsverzeichnis ausliegt,  

 
 
3. dass innerhalb der Ausle-

gungsfrist beim Bürgermeister 
Einspruch gegen das Abstim-
mungsverzeichnis eingelegt 
werden kann. 

 

Spätestens am Tage vor Beginn der 
Einsichtsfrist in das Abstimmungs-
verzeichnis macht der Bürgermeister 
öffentlich bekannt, 
 
1. den Tag des Bürgerentscheids 

und den Text der zur Entschei-
dung stehenden Frage, 

 
2. wo, wie lange und zu welchen Ta-

gesstunden das Abstimmungsver-
zeichnis eingesehen werden 
kann,  

 
3. dass innerhalb der Einsichtsfrist 

beim Bürgermeister Einspruch ge-
gen das Abstimmungsverzeichnis 
eingelegt werden kann. 

8 (5)  Beim Ratsbürgerentscheid enthält 
das Abstimmungsheft abweichend 
von Abs. 2 Nr. 2 bis 4 und Abs. 3 
eine kurze Begründung des Rates. 
Die Begründung muss die Wesentli-
chen für die Entscheidung durch den 
Bürger erheblichen Tatsachen ent-
halten. Kurze sachliche Stellung-
nahmen der im Rat vertretenen Frak-
tionen sind auf ihren Wunsch aufzu-
nehmen. 
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§ Alte Fassung 

 
Neue Fassung 

11 (3) In und an dem Gebäude, in dem 
sich der Abstimmungsraum be-
findet, ist jede Beeinflussung der 
Abstimmenden durch Wort, Ton, 
Schrift oder Bild verboten. 

In und an dem Gebäude, in dem sich 
der Abstimmungsraum befindet so-
wie unmittelbar vor dem Zugang 
zu dem Gebäude, ist jede Beein-
flussung der Abstimmenden durch 
Wort, Ton, Schrift oder Bild sowie 
jede Unterschriftensammlung ver-
boten. 
 

18 Folgende Vorschriften der Kom-
munalwahlordnung vom 
31.08.1993 (GV NW S. 592, ber. 
S. 967) zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 16.12.2003 (GV NW 
S. 768) finden entsprechende 
Anwendung: §§ 4, 7 bis 11, 12 
Abs. 1, 2 und 4, 13 bis 18, 19, 20 
bis 22, 32 Abs. 6, 33 bis 60, 63, 
81 bis 84. 

Folgende Vorschriften der Kommu-
nalwahlordnung vom 31.08.1993 
(GV NRW S. 592, ber. S. 967) zu-
letzt geändert durch die siebte Ver-
ordnung zur Änderung der Kom-
munalwahlordnung vom 
08.04.2008 (GV NRW S. 222) finden 
entsprechende Anwendung: §§ 4, 7 
bis 11, 12 Abs. 1, 2 und 4, 13 bis 18, 
19, 20 bis 22, 32 Abs. 6, 33 bis 60, 
63, 81 bis 84. 
 

19 Die Satzung für die Durchführung 
von Bürgerentscheiden tritt mit 
dem Tage nach der Bekanntma-
chung in Kraft. Gleichzeitig tritt 
die Satzung für die Durchführung 
von Bürgerentscheiden vom 
22.12.2003 außer Kraft. 

Die Satzung für die Durchführung 
von Bürgerentscheiden tritt mit dem 
Tage nach der Bekanntmachung in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung für 
die Durchführung von Bürgerent-
scheiden vom 23.02.2005 außer 
Kraft. 

 
 


